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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Schiffahrt

Im April 2023 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Vorlage zur
internationalen Kooperation bei Binnenschifffahrtsregeln mit dem sperrigen Titel
«Botschaft zur Genehmigung des Strassburger Übereinkommens von 2012 über die
Beschränkung der Haftung in der Binnenschifffahrt und zu den Änderungen des
Seeschifffahrtsgesetzes und des Übereinkommens über Abfälle in der Rhein- und
Binnenschifffahrt». Die Vorlage beinhaltete zwei Kernpunkte: 
Erstens sollten mit der Genehmigung des Strassburger Übereinkommens – des
sogenannten CLNI 2012 – und der Änderung des Seeschifffahrtsgesetzes die
Haftungshöchstbeträge für Binnenreeder bei Schadensereignissen erhöht werden.
Eine Anpassung sei nötig, um der Teuerung gerecht zu werden und um die Akzeptanz
der Höchstbeträge sicherzustellen. Das vorangehende Strassburger Abkommen CLNI
1988, welches von der Schweiz im Mai 1997 ratifiziert worden und im Juli 2019 ausser
Kraft getreten war, soll damit durch die Neuauflage ersetzt werden. CLNI 2012 definiert
dabei ein einheitliches Haftungsbeschränkungsregime auf Binnengewässern und
vereinheitlicht damit rechtliche Bestimmungen zur Binnenschifffahrt in Ländern wie
Deutschland, Frankreich, den Niederlanden, Luxemburg und der Schweiz. Es trat im
Anschluss an die Vorgängerversion im Juli 2019 in Kraft und soll zudem ermöglichen,
dass weitere Staaten – wie beispielsweise Ungarn oder Serbien – dem Regime beitreten
können. Im Zuge der Ratifizierung plante der Bundesrat, das Schweizer
Seeschifffahrtsgesetz entsprechend anzupassen und dabei gleichzeitig eine
Gesetzeslücke betreffend die Haftungsbestimmungen von Rettungspersonen zu
schliessen. Die Vorlage stiess in der Vernehmlassung auf positive Resonanz. Der SGV
verlangte jedoch, dass die Haftungsobergrenzen gemäss dem CLNI 2012 nur für den
grenzüberschreitenden Binnenverkehr, nicht aber für den nationalen Schiffsverkehr
gelten. Der Bundesrat erklärte in seiner Botschaft, dass CLNI 2012 zwar auf sämtliche
Binnengewässer ausgeweitet werde, seine Anwendung auf den nationalen Verkehr – mit
Ausnahme eines Teilbereichs des Rheins (Hauptbinnenwasserstrasse von
internationaler Bedeutung) – aber mit einer Notifikation jederzeit ausgeschlossen
werden kann. Auf Wunsch der Schweiz sei eine solche Ausnahmemöglichkeit für
Binnenwasserstrassen ohne internationale Bedeutung ergänzt worden, erläuterte der
Bundesrat weiter.
Zweitens sollen mit der Botschaft die Umweltvorschriften in der Binnenschifffahrt
gestärkt werden, indem das sogenannte unkontrollierte Entgasen – das Ablassen von
teils schädlichen Gasen, die sich in Tankern bilden – verboten und in den
Anwendungsbereich des Übereinkommens über die Sammlung, Abgabe und Annahme
von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt – dem in der Schweiz im November
2009 in Kraft getretenen CDNI – aufgenommen wird. Das Abkommen zwischen den
Ländern Deutschland, Belgien, Frankreich, den Niederlanden, Luxemburg und der
Schweiz, welches bis anhin nur Bestimmungen zur Entsorgung flüssiger Abfälle
beinhaltete, würde damit um die Bestimmung zu gasförmigen Abfällen ergänzt, sodass
die Kosten für ein kontrolliertes und sachgemässes Entgasen gemäss dem
Verursacherprinzip dem Befrachter auferlegt werden. In der Vernehmlassung wurde die
Ratifikation der Erweiterung des CDNI in fünf von insgesamt sieben Stellungnahmen
vorbehaltlos unterstützt. Kritik kam von der Vereinigung für Schifffahrt und
Hafenwirtschaft, welche vorerst die Ratifizierung in anderen Vertragsstaaten abwarten
wollte, sowie vom SGV, welcher steigende Kosten für die Schifffahrt befürchtete. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.04.2023
MARCO ACKERMANN
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Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Obwohl mittlerweile bei den meisten Verantwortungsträgern unbestritten ist, dass
Massnahmen gegen den Klimawandel notwendig sind, besteht noch wenig Einigkeit
darüber, wie weit die Schweiz selber spürbare Anstrengungen zur Klimagasreduktion
leisten oder eher verstärkt mit der Unterstützung von Klimaprojekten im Ausland ihre
Pflicht erfüllen soll. Moritz Leuenberger präsentierte im Sommer seine Pläne zur
langfristigen Energiepolitik. Ab 2012 – nach Ablauf des Kyoto-Protokolls – möchte er die
Klimagase mittels einer umfassenden Lenkungs- und Förderabgabe jährlich um 1,5%
vermindern. Die Vorschläge von Leuenberger stiessen auf breite Kritik: Die
Umweltorganisationen bemängelten, die Reduktionsziele genügten nicht, um den
Klimawandel ausreichend zu bremsen. Wirtschaftsorganisationen und
Automobilverbände forderten dagegen, dass die Schweiz ihre Klimagase mittels Kauf
von Emissionszertifikaten mehrheitlich im Ausland reduzieren soll.
Weit stärker als Moritz Leuenberger wollte auch Doris Leuthard einen internationalen
Ansatz ins Zentrum der Klimapolitik stellen. Ihrer Ansicht nach könnten die CO2-
Emissionen mittels Zertifikatehandel und Investitionen in Entwicklungs- und
Schwellenländern effizienter gesenkt werden als mit Massnahmen im Inland. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.09.2007
ANDREA MOSIMANN

Mit einer im Jahr 2006 beschlossenen Teilrevision des Umweltschutzgesetzes und des
Natur- und Heimatschutzgesetzes wurde unter anderem konkretisiert, dass
beschwerdeberechtigte Umweltorganisationen keine wirtschaftlichen Tätigkeiten
ausführen dürfen – mit Ausnahme solcher Aktivitäten, die der Erreichung der ideellen
Zwecke der Organisation dienen. Eine darauffolgende Überprüfung durch das UVEK
führte zu Tage, dass sechs der berechtigten Umweltorganisationen, darunter der
Verkehrs-Club der Schweiz (VCS), wirtschaftlichen Tätigkeiten nachgingen, die einer
genaueren Überprüfung bedürfen. Diese ergab jedoch, dass sich die Tätigkeiten all
dieser Organisationen im gesetzlichen Rahmen befinden und aufgrund dessen keiner
Organisation das Beschwerderecht zu entziehen sei. Eine Anhörung ergab, dass im
Speziellen die Wirtschaftsverbände und Automobilorganisationen der Ansicht waren,
dem VCS sei das Beschwerderecht zu entziehen. Dabei wurde darauf hingewiesen, dass
rund 55% der Einnahmen des VCS durch das Versicherungsgeschäft erfolgten. 3

ANDERES
DATUM: 31.10.2010
MARLÈNE GERBER

1) BBI 2023 999
2) Lib., 17.8.07; AZ und TG, 18.8.07; NZZ, 8.9.07; BZ und SGT, 20.9.07.
3) Ergebnisse der Anhörung einsehbar unter www.admin.ch.
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